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Drittes Buch .

Staatliche Verpflichtung zur Teilnahme am Religions -
unterricht . ( § 4 des Toleranz⸗Antrages . )

§ 36 . Beſeitigung der Verpflichtung zur Teilnahme am

Religionsunterricht einer andern Religionsgemeinſchaft .
Der erſte Toleranzantrag des Zentrums enthält über die Frage

der Teilnahme am Religionsunterricht keinerlei Beſtimmungen , da die

Antragſteller dieſe Materie als zur Schulfrage gehörig betrachteten
und ſie deshalb nicht in dem Rahmen dieſes Antrages hereinziehen
wollten . Bei der Beratung des erſten Toleranzantrages wurden aber

in der Kommiſſion zur Regelung der Frage des Religionsunter —
richts der Diſſidentenkinder eine Anzahl von Anträgen geſtellt ,
wovon ſchließlich folgender in der Kommiſſion wie im Plenum An -

nahme fand :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht
zur Teilnahme an dem Religionsunterrichte oder Gottesdienſte einer
anderen Religionsgemeinſchaft angehalten werden als den in §S 2
und S 2a ( jetzt 3) getroffenen Beſtimmungen entſpricht . “

Zur Begründung dieſes Antrages wurde betont , daß derſelbe
ſich beſchränke , die Frage des Religionsunterrichtes inſoweit heran⸗
zuziehen , als dieſes durch die Gewiſſensfreiheit gefordert werde . Der

Antrag wolle die Frage der Teilnahme am Religionsunterrichte der

eigenen Konfeſſion ganz aus dem Spiele laſſen ; das ſei eine Schul —

frage , welche von den Einzelſtaaten zu regeln iſt . Der Antrag wolle



202 Drittes Buch .

nur jene Geſetze beſeitigen , welche ein Kind zur Teilnahme am Gottes —

dienſte und Religionsunterrichte einer fremden Konfeſſion zwingen .

So z. B. ſehe das ſächſiſche Geſetz vor , daß ein Kind , wenn nach An

ſicht der Behörde für den religiöſen Unterricht desſelben nicht in aus —

reichender Weiſe geſorgt ſei , zur Teilnahme am öffentlichen Religions —

unterricht der andern z. B. proteſtantiſchen Konfeſſion gezwungen werden

könne ; wenn es dieſen dann über gewiſſe Jahre hinaus beſucht habe ,

gilt es einfach als proteſtantiſch . Damit werde auf dem Umwege eines

Schulgeſetzes zwangsweiſe in die Konfeſſion eingegriffen .

Von anderer ( proteſtantiſcher ) Seite wurde erwidert , der Antrag

wenthalte zwar die Beſchränkung , daß ein Zwang zum Beſuche des

Religionsunterrichtes einer fremden Konfeſſion nicht ſtattfinden dürfe ;

aber die Entwicklung werde mit zwingender Konſequenz zu der Be —

ſeitigung jeden Zwanges führen . Es könne der Fall vorkommen , daß

ein Vater einem religiöſen Bekenntniſſe angehöre , für welches eine

Gemeinſchaft am betreffenden Orte nicht beſtehe , oder der Vater könne

ſich als Atheiſt oder als konfeſſionslos erklänren und ſo ſein Kind von

jedem Religionsunterricht fernhalten . Innerhalb jeder Religions —

gemeinſchaft — mit Ausnahme der katholiſchen — können derartig

tiefgreifende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen , daß der Vater Be —

denken trage , ſein Kind einem ſolchen Religionsunterricht anzuvertrauen .

Ein orthodoxer Vater müßte das Recht haben , ſein Kind von einem

Religionsunterricht fernzuhalten , der in ſeinem ganzen Weſen ſeiner

religiöſen Überzeugung vielleicht noch ferner ſtehe , als die Lehre einer

anderen Konfeſſion ; einen orthodoxen Vater werde ein freigeiſtiger

Religionsunterricht vielleicht mehr antipathiſch ſein als der katholiſche

Religionsunterricht .
Die Zentrumsabgeordneten betonten , daß es ſich um eine Frage

von allergrößter Bedeutung handle ; da ſolche Meinungsverſchiedenheiten

auftauchten , könne man ſich nur auf dem Boden der alten gemeinſamen

Freiheit verſtändigen und vertragen . Vom Standpunkt des modernen

Staates aus könne es einen Zwang in Religionsſachen nicht geben

und da müſſe man ſelbſt die ſchmerzliche Konſequenz hinnehmen , daß

Leute religionslos aufwachſen . Der moderne Staat habe nicht das
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Recht , atheiſtiſchen Eltern ihre Kinder wegzunehmen und ſie in einen

Religionsunterricht zu zwingen , damit ihnen die tiefſten Grundlagen
der Moral eingepflanzt werden . Tatſächlich wäre auch ein ſolcher

vom Staat gegen die Kinder ausgeübter Zwang zum Beſuch des

Religionsunterrichts einer Konfeſſion , zu welcher das Kind und deſſen
Eltern nicht gehören , wirkungslos ; denn wenn einem ſolchen Kinde zu

Hauſe das gerade Gegenteil von dem vorgetragen werde , was es in

der Schule hörte , vielleicht die ſchärfſten Ausdrücke gegen den in der

Schule vorgetragenen Unterricht gebraucht werden , ſei ein pädagogiſcher

Erfolg nicht zu erwarten . Der Religionsunterricht ſolle nicht bloß

Kenntniſſe vermitteln , ſondern auch auf das Herz und den Willen

veredelnd einwirken ; das ſei unmöglich , wenn das Kind zu Hauſe das

Gegenteil höre ; das Kind werde vielleicht gerade mit Haß gegen die

Religion erfüllt . Ein ſolches Kind werde auch verderblich auf die in

derſelben Schule befindlichen Kinder gläubiger Eltern einwirken , wenn

es mit Hohn und Spott die Religion behandelt . Man habe ein —

gewendet , daß bei Annahme dieſes Antrages auf proteſtantiſcher Seite

ſich mehr Schwierigkeiten ergeben würden als auf katholiſcher Seite ,

da auf proteſtantiſcher Seite innerhalb derſelben Kirchengemeinſchaft
die tiefſten Gegenſätze beſtänden zwiſchen orthodoxer und freigeiſtiger

Richtung . Wenn in einer und derſelben Religionsgemeinſchaft eines

Landes Leute beiſammen ſeien , welche an die Gottheit Chriſti glauben ,
und ſolche , welche dieſelbe leugnen , ſo ſei freilich durch ein Geſetz

nicht zu helfen . Wenn ſo extreme Gegenſätze in einer Gemeinſchaft

bleiben , ſei es nicht möglich , einen Religionslehrer zu finden , der es

beiden Richtungen Recht machen könne . Wenn ferner in der unierten

proteſtantiſchen Landeskirche Gegenſätze in bezug auf die Abendmahls —

lehre beſtehen , ſo ſei es nicht möglich , daß der Religionslehrer einen

Unterricht gebe, der den Anſchauungen der Eltern nach beiden Rich —

tungen entſpreche . Wer durch Anſchluß an die unierte Landeskirche

oder durch Verbleiben in derſelben ſolche Verſchiedenheiten in der

Abendmahlslehre für nebenſächlich erkläre , der habe keinen Grund , ſich

darüber zu beſchweren , wenn der Religionslehrer der unierten Kirche

im Unterricht dieſe Verſchiedenheit auch als nebenſächlich behandle
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oder wenn die unierte Kirche Religionslehrer zulaſſe , von welchem

ein Teil auf dem Boden der lutheriſchen Lehre ſtehe , ein anderer Teil

aber die kalviniſche Auffaſſung vertrete . Halte jemand die beſtehenden

Unterſchiede aber für weſentlich , ſo müſſe er auch aus dem Verbande

mit einer ſolchen Gemeinſchaft austreten . Das Geſetz müſſe ſich an

die Zugehörigkeit zur äußeren Gemeinſchaft halten ; man könne nur

beſtimmen , daß kein Kind gezwungen werde , den Gottesdienſt und

Religionsunterricht einer anderen , äußerlich getrennten Gemeinſchaft

zu beſuchen .

Als man einwendete , daß kein Bedürfnis für eine ſolche Regelung

vorliege , brachten die Zentrumsabgeordneten folgende 2 Fälle vor :

Es wurde erinnert an 1871 , wo am Gymnaſium in Braunsberg der

Staat verſucht habe , die katholiſchen Schüler zu zwingen , den Religions —
unterricht des zum Altkatholizismus übergetretenen Religionslehrers zu

beſuchen . Erſt jüngſt ſei ein ähnlicher Fall durch die Preſſe gegangen .

In Misburg bei Hannover leben etwa 2000 Katholiken mit 156 ſchul —

pflichtigen Kindern ; dieſe beſuchen die am Orte beſtehende evangeliſch —

lutheriſche Schule , nehmen am evangeliſchen Religionsunterricht teil ,

ſie müſſen ſogar die evangeliſch - lutheriſchen Religionsbücher anſchaffen .

Von katholiſcher Seite habe man den Antrag auf Errichtung einer katho —

liſchen Privatſchule in Misburg geſtellt , dieſer Antrag wurde abgelehnt .
Es handle ſich um polniſche Arbeiter ; das preußiſche Kultusminiſterium

habe die Nationalitätenfrage über die religiöſe Frage geſtellt . Auch

auf proteſtantiſcher Seite beſtehe ein Bedürfnis für die Diſſidenten ;

noch vor wenigen Jahren hätten Beſchwerden nach dieſer Richtung

regelmäßig das preußiſche Abgeordnetenhaus beſchäftigt .

Der Antrag wurde mit 15 gegen 3 Stimmen angenommen .

Zur zweiten Leſung im Plenum ſtellte der freiſinnige Abg. Schrader

den Antrag :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht

zur Teilnahme an einem Religionsunterrichte oder einem Gottes —

dienſte angehalten werden . “ ( Seſſ . 1900/03 , Nr . 593 . )

Der Antrag wurde abgelehnt , aber von dem Antragſteller bei

der zweiten Beratung des T. - A. in der Kommiſſion wieder aufgenommen
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mit dem Hinweiſe , daß dieſe Regelung auch den Wünſchen des pro —
teſtantiſchen Volksteiles entſpreche . Die Zentrumsabgeordneten be —

antworten , es ſei für ihre Freunde vom religiöſen Standpunkt aus
ſchwer , dem Antrag zuzuſtimmen ; man müſſe aber dieſe Bedenken aus
taktiſchen Erwägungen überwinden . Nach der Faſſung des Entwurfes
ſei für Katholiken und Proteſtanten geſichert , daß kein Kind ohne den
Willen der Erziehungsberechtigten in einer fremden Konfeſſion zum
Religionsunterricht genötigt werden könne . Die Frage der Diſſidenten
bleibe offen , und es bleiben die Landesgeſetze in Kraft , wonach Diſſi —
dentenkinder der Schule einer anderen Konfeſſion zugeführt werden
könnten . Das Kind komme bei einem ſolchen zwangsweiſen Eingreifen
des Staates in die ſchlimmſte Lage , da die Eltern entgegenwirkten .
Der Wille der Eltern ſolle entſcheidend ſein : ſie hätten vor Gott die

Verantwortung für die Erziehung des Kindes . Nach den heutigen
Verhältniſſen ſei eine vernünftige Regelung nur möglich auf dem Boden ,
auf welchem hier die Diskuſſion ſich bewege . In praktiſcher Konſe —

quenz der früheren Verhandlungen ſei in Württemberg ( Siehe Seite
161 ff.) eine befriedigende Regelung gefunden worden , welche von der
Zentrums⸗Fraktion der württembergiſchen Abgeordnetenkammer beantragt
und vom Landtag angenommen worden ſei . Danach ſei durch Erlaß
des Königlichen Miniſteriums des Kirchen - und Schulweſens vom
3. November 1904 die Behandlung von Geſuchen um Befreiung vom

Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen dahin geregelt worden ,
„ daß Kinder , die in gültiger Weiſe keiner Religionsgemeinſchaft oder
einer ſolchen angehören , für die in den öffentlichen Schulen Religions —
unterricht nicht erteilt wird , von der Teilnahme am Religionsunterricht
zu entheben ſind , wenn und ſoweit der Erziehungsberechtigte dies

beantragt . “ Eine ähnliche Regelung ſei auch in Baden getroffen ;
dieſelbe ergebe ſich auch aus dem früheren Beſchluß , daß der Austritt
aus einer Kirche nicht durch ſtaatliche Mittel erſchwert werden ſolle .
Es ſei dann nicht zu billigen , wenn dem Staat für dieſen Fall das
Recht gegeben würde , die Kinder in einer beliebigen Konfeſſion zu er —
ziehen . Ein anderer Redner betont , er könne ſich den Ausführungen
des Vorredners zum überwiegenden Teile anſchließen . Die jetzigen
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Zuſtände in Preußen in bezug auf den Religionsunterricht der Diſſi —

dentenkinder ſeien unhaltbar , und zwar gerade vom Standpunkte der

Schule und der Rückſicht auf die übrigen Kinder aus . Ein ſolches

Diſſidentenkind ſtehe in der Schule auf und erkläre : „ Ich habe nicht

gelernt , der Vater hat es verboten und geſagt , das ſei ja Unſinn . “

Welche Wirkung müſſe dies auf die übrigen Kinder haben ? Der Lehrer

könne allerdings ein ſolches Kind ſtrafen , aber daraus ergeben ſich

nur Konflikte zwiſchen Schule und Elternhaus . “

Der ſoz . ⸗dem. Abg. Hoffmann - Berlin wies auf die unhaltbaren

Zuſtände für die preußiſchen Diſſidenten hin , welche zu endloſen Be —

ſchwerden führen ; es komme jetzt in Berlin tagtäglich vor , daß Diſſi —

dentenkinder geprügelt würden , weil ſie den Religionsunterricht nicht

beſuchten , daß Zwangsvollſtreckung gegen den Vater eintrete , um ihn

zu zwingen , die Religionsbücher für ſein Kind zu kaufen . Er habe

deshalb ſein Kind in den jüdiſchen Religionsunterricht geſchickt.

Da das Zentrum ferner genötigt war , ſich eine Mehrheit für den

Antrag zu ſichern , die Rechte und die Nationalliberalen aber gegen

den Entwurf unter allen Umſtänden ſtimmten , ſo mußte es für dieſen

Antrag Schrader eintreten , der auch in der Kommiſſion Annahme fand ,

ſo daß Artikel 4 nun lautet :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht

zur Teilnahme an einem Religionsunterricht oder Gottesdienſt an —

gehalten werde . “

27 Die Sprachenfrage bei Erteilung des

Religionsunterrichts .

οο

Die beiden polniſchen Abg. v. Chrzanowski und Dr . v. Komierowski

beantragten folgenden Abſatz dieſem Artikel beizufügen :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind auch

nicht zur Teilnahme an dem nicht in ſeiner Mutterſprache erteilten

Religionsunterricht angehalten werden . Die Entſcheidung über die

Mutterſprache des Kindes ſteht den Erziehungsberechtigten zu . “

( Seſſ . 1903/05 Nr . 456 . )
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8erſte der beiden Antragſteller begründete denſelben am 3. Mai

1902 ( S . 5294 ) das Zentrum ſtimmte gegen den Antrag , weil der —

ſelbe nicht mehr auf dem Gebiete der Religionsfreiheit liegt ; er ge —
hört zur Schulgeſetzgebung und liegt damit zweifelsohne außerhalb der

Reichskompetenz . Übrigens iſt durch die neue Formulierung des 8 4
auch dieſer Wunſch erfüllt ; findet der Entwurf Annahme , dann liegt
es ganz in den Händen der polniſchen Eltern , dafür zu ſorgen , daß
ihre Kinder nicht in den deutſchen Religionsunterricht geſendet werden .

§ 38 . Verbot desReligionsunterrichts in der Schule überhaupt .

Bei der erſten Beratung des Toleranzantrages in der Kommiſſion
ſtellte der ſoz . ⸗dem. Abg. Kunert den Antrag :

„ Die Religionsunterweiſung kommt in allen Schulen
des deutſchen Reiches als Unterrichtsgegenſtand aus —

nahmslos in Wegfall “ .
Er führte zur Begründung desſelben aus : Der jetzt angenommene

Antrag ſchließe die zwangsweiſe Teilnahme am Religionsunterricht
nicht vollſtändig aus und wahre nicht entfernt den Gedanken der

Toleranz ; es müſſe auch die in einzelnen Staaten beſtehende Be —

ſtimmung beſeitigt werden , daß der Vater für entſprechenden Erſatz

ſorgen muß , wenn er ſein Kind vom öffentlichen Religionsunterricht
wegnehmen will . Auch für die Lehrer müſſe geſorgt werden , daß
nur jene zum Religionsunterricht herangezogen werden , welche ſich

freiwillig dazu melden . Man müſſe jeden Gewiſſenszwang für den

Religionsunterricht und Gottesdienſt ausſchließen . Wenn man den

Religionsunterricht in den Schulen als fakultativ erklären wollte,
würde eine Reihe von Eltern in abhängiger ſozialer Stellung doch
dem Zwange ſich nicht entziehen können . Auch wenn die Simultan —

ſchule vollſtändig durchgeführt würde , wäre die Gewiſſensfreiheit nicht

ausreichend gewahrt . Deshalb ſtelle er dieſen Antrag , welcher
allein volle Parität , volle Toleranz und Gewiſſensfreiheit garantiere .
Unter die vorgeſchlagene geſetzliche Beſtimmung ſollen alle

Schulen , auch die Privatſchulen fallen , damit nicht durch
ein Hintertürchen ſich wieder einſchleiche , was man hier
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beſeitigen wolle . Der Antrag ſei für den Reichstag neu ; die

Frage ſei aber im preußiſchen Abgeordnetenhauſe und auch im baye —

riſchen Landtage ſchon angeſchnitten worden . Auch die Lehrererziehung

müſſe konfeſſionslos ſein und den Geiſtlichen die Schulaufſicht in

Konſequenz des Antrages genommen werden . Man habe den Antrag

als intolerant bezeichnet . Dies würde nur zutreffen , wenn auch der

private Religionsunterricht verboten würde . Der Antrag wurde mit

allen gegen 3 Stimmen abgelehnt . Im Plenum beantragte nun am

28 . Jan . 1902 die ſozialdemokratiſche Fraktion zuerſt :

Die Religionsunterweiſung kommt in allen Schulen des Deutſchen

Reiches als Unterrichtsgegenſtand ausnahmelos in Fortfall .
( Seſſ . 1900/03 , Nr . 454. )

Am 3. Mai 1902 aber zog ſie dieſen Antrag zurück und brachte

folgenden ein :

Der Unterricht in der Religion kommt in allen , der allgemeinen

Erziehung dienenden öffentlichen Schulen und in den dieſen gleich —

geſtellten Anſtalten als Unterrichtsgegenſtand in Fortfall .

Unterricht in der Religion erteilen zu laſſen , ſteht den Erziehungs

berechtigten frei . ( Seſſ . 1900/03 , Nr . 636 . )

Für dieſen Antrag ſprachen die Abg . Kunert ( am 3. und 5.

Mai und 5. Juni 1902 ) und der Abg. Bebel ( am 5. Mai 1902 ) ;

erſterer verlangte „grundſätzlich zur Durchführung voller Gewiſſens —

freiheit , Parität und Toleranz die Religionsloſigkeit der Schule

und die Weltlichkeit derſelben in ihrem ganzen Umfange “ . ( S. 5303 ) .

Er meinte auch , daß ein Unterſchied bezüglich des erſten und zweiten

ſozialdemokratiſchen Antrages über den Ausſchluß des Religionsunter

richts aus allen Schulen gar nicht beſtehe :

„ Unſer neuer ſozialdemokratiſcher Antrag ſagt inhaltlich , daß der

Unterricht in der Religion in Fortfall kommt in allen der all —

gemeinen Erziehung dienenden öffentlichen Schulen und in den dieſen

gleichgeſtellten Anſtalten . Die den öffentlichen Schulen gleichgeſtellten

Anſtalten ſind aber keine anderen als die Privatſchulen . Damit

haben wir genau dasſelbe geſagt , was vorher in dem erſten Antrag

ſchon inhaltlich voll vorhanden war . “

( 187 . Sitz . v. 5. 6. 1902 . 5431 . )
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Die Gründe gegen dieſe Anträge hat der Abg. Dr . Bachem

dahin zuſammengefaßt :

„ Der erſte Antrag auf Nr . 454 der Druckſachen iſt zurückgezogen ,
und man kann das verſtändlich finden . Wie er eingebracht war ,
lautete er :

Die Religionsunterweiſung kommt in allen Schulen des Deutſchen
Reiches als Unterrichtsgegenſtand ausnahmslos in Fortfall .

Dieſer Antrag hatte mit der Religionsfreiheit nichts zu tun ; ſondern
ich meine ſagen zu ſollen , er war das direkte Gegenteil von

Religionsfreiheit . Dieſer Antrag will ſtatuieren , daß in allen
öffentlichen und in allen Privatſchulen es verboten werde , Religions
unterricht zu erteilen . Alſo wenn an einem beſtimmten Ort auch die

Bevölkerung in ihrer ganz überwiegenden Mehrheit , vielleicht einmütig ,
nach wie vor , wie es tatſächlich ja in den weiteren Kreiſen Deutſch
lands der Fall iſt , verlangt und wünſcht , daß Religionsunterricht in
der Volksſchule erteilt werde , würde dieſer Antrag , wenn er an —

genommen würde , die Erteilung dieſes Religionsunterrichts direkt
verbieten . Das iſt nicht Freiheit , ſondern das iſt Unfreiheit , und es
iſt darum leicht verſtändlich , daß die Herren dieſen Antrag inzwiſchen

zurückgezogen haben . Statt deſſen ſie einen anderen An —

trag eingebracht , den Antrag auf Nr. 636 der Druckſachen . Aber

auch dieſer Antrag iſt , wenn man ihn bei Licht anſieht , nicht viel
beſſer . Auch er ſtatuiert nicht Religionsfreiheit , ſondern in weitem

Maße Religionsunfreiheit . ( Zuruf von den Sozialdemokraten . )
Der Antrag ſpricht nicht mehr von allen Schulen einſchließlich der

Privatſchulen , ſondern nur von den „ der allgemeinen Erziehung
dienenden öffentlichen Schulen “ und will für dieſe den Unterricht in

der Religion in Wegfall bringen ; er will geſetzlich feſtſtellen , daß

„ in allen öffentlichen Schulen , welche der allgemeinen Erziehung
dienen “ , in erſter Linie alſo in allen öffentlichen Volksſchulen , der

Religionsunterricht verboten iſt . Er iſt verboten ganz abgeſehen

davon , ob diejenigen , welche den Religionsunterricht erhalten ſollen ,

ihn wünſchen oder nicht . Das Volksſchulweſen iſt in weiteſtem Maße
in Deutſchland Sache der Gemeinden . Die Gemeinden und die

Eltern müſſen doch ein Recht haben auf die Volksſchule . Wenn die

Eltern es wünſchen , daß in der Volksſchule Religionsunterricht erteilt

vird , ſo 9 7 es doch einer vernünftigen Freiheit , ganz abgeſehen
von der Religionsfreiheit , daß dieſen Wünſchen Rechnung getragen
werden b und wenn die Gemeinden es wünſchen , entſpricht es

ebenſo der Gerechtigkeit , daß dieſen Wünſchen Rechnung getragen
Erzberger , Toleranz . 14
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wird . Will man das alſo verbieten , ſo ſtatuiert man die Unfreiheit

der Eltern , der Gemeinden , einen Zwang nach der negativen Seite ,

dem wir uns in keiner Weiſe anſchließen können . Aber noch mehr ,

meine Herren ! Der jetzige Antrag der Herren von der ſozialdemo —

kratiſchen Fraktion hat einen zweiten Abſatz , der lautet :

Unterricht in der Religion erteilen zu laſſen , ſteht den Erziehungs

berechtigten frei .

Was ſoll das ßen ? Soll es nur den Erziehungsberechtigten frei —

ſtehen , dieſen Unterricht erteilen zu laſſen ? Da erhebt ſich doch die

Frage : ſteht es nicht auch der Gemeinde frei , einen ſolchen Unterricht

erteilen zu laſſ nicht auch der Kirche frei , dieſen Unter

richt er Ja , meine Herren , das würde nun docheilen

nach derſelben Richtung hin die eſtgehende Unfreiheit mit ſich

bringen . ( 182. Sitz . 5. Mai 1902 S. 5314 . )

Der Antrag wurde abgelehnt ; bei der zweiten Beratung des

Toleranzantrages in der Kommiſſion iſt er wiederholt worden , fand

aber dasſelbe S
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